




Die Koffer sind gepackt, die Rei-
se kann losgehen. Für manche 

geht sie auf den Mars, für andere 
nach Kekistan. Die Rückkehr Do-
nald Trumps ins Weiße Haus am 20. 
Januar ist für viele seiner Hardco-
re-Anhänger:innen mehr als nur ein 
„innerer Reichsparteitag“. Die ame-
rikanische Alt-Right-Szene hat seit 
seiner ersten Wahl 2016 deutlich an 
Einfluss gewonnen, auch in der virtu-
ellen Welt. Sie tummelt sich auf On-
line-Portalen wie Reddit und 4chan 
in Gestalt reaktionärer Communi-
ties. Diese gehen weit über Neonazis 
und White Supremacists hinaus und 
bilden etwa mit der „Manosphere“ 
eine ganze Subkultur für Frauenhass 
und LGBTI+ Feindlichkeit. Zu ihr ge-
hören „Incels“, „Pick up artists“ und 
„Männerrechtsgruppen“. Die rechte 
Webszene hat auch eigenartige Sym-
bole an der Grenze zwischen Spaß 
und Ernst hervorgebracht, wie den 
Gott des Chaos „Kek“, der in Form 
der Comicfigur Pepe der Frosch da-
herkommt. Für ihn wurde das Fanta-
sie-Königreich „Kekistan“ erschaffen, 
dessen Flagge eine grün gefärbte Ver-
sion der Reichskriegsflagge ist. Die 
Wirkung bleibt keineswegs auf das 
Netz beschränkt. Die „Manosphere“ 
z. B. ist ein Hort der Aufstachelung 
zur Gewalt gegen Frauen, die von 
Online-Stalking bis zu Morden reicht. 
Die faschistische Miliz „Proud Boys“ 
kämpft unter dieser Ideologie gegen 
die bürgerlich-demokratischen Insti-
tutionen und beteiligte sich am Sturm 
auf das Kapitol in Washington am 6. 
Januar 2021.

Anti-wokes Finanz-Utopia

Mit Donald Trump hat diese Szene 
ihren wichtigsten Vorkämpfer zu-
rück. Gewählt wurde er aber keines-
wegs nur von Konservativen und 
Rechten, sondern von 77 Millionen 
Amerikaner:innen aus allen Bevölke-
rungsschichten, ethnischen Gruppen 
und Geschlechtern. Und anders als 
2016 hat ihn diesmal nicht nur eine 
kleine Gruppe von Kapitalist:innen 

unterstützt, sondern mit dem Multi-
unternehmer Elon Musk (Tesla, X, 
SpaceX) gleich der reichste Mensch 
der Welt. Trumps künftiger Vize J.D. 
Vance wurde politisch vom Investor 
Peter Thiel (Palantir, PayPal) aufge-
baut.

Das Engagement von Musk und Thiel 
für Trump ist nicht ohne die politi-
schen Visionen der beiden Tech-
Milliardäre zu verstehen. Während 
Musks großes Lebensziel die Kolo-
nisierung des Mars ist, wünscht sich 
Thiel schwimmende Städte für Su-
perreiche und strebt einen libertären 
Staat an, der wie ein Unternehmen 
geführt wird und die Starken — näm-
lich die Monopolunternehmer:innen 
— noch stärker macht. Für ihn sind 
Freiheit und Demokratie unverein-
bar. Beide treten vehement gegen das 
ein, was Musk das „woke Gedanken-
virus“ nennt. Beide wollen den be-
stehenden Staat mitsamt Behörden, 
Regulierungen und Steuern radikal 
zurückbauen. Musk wird dies künftig 
zusammen mit dem früheren Thiel-
Geschäftspartner Vivek Ramaswamy 
als Leiter einer Stelle für Regierungs-
effizienz tun. Sein Kabinett hat Trump 
ansonsten nach dem Grundsatz ab-
soluter Loyalität zu ihm aus Kapita-
list:innen, rechten Hardliner:innen 
und Verschwörungstheoretiker:in-
nen zusammengestellt.

Kapitalismus ohne  
Schranken

Musk will bis 2026 drei Viertel der 
zwei Millionen US-Regierungsbe-
amt:innen feuern und damit jährlich 
über 500 Milliarden Euro einsparen. 
Die Regulierungen für Kryptowäh-
rungen sollen ebenso weg wie die 
für künstliche Intelligenz, Raumfahrt 
und die Förderung fossiler Energie-
träger.   

Der Um- und Rückbau des Staates 
ist kein Alleinstellungsmerkmal der 
neuen US-Regierung, sondern Teil ei-
ner internationalen Bewegung. In Ar-
gentinien hat der „Kettensägenmann“ 

und selbsterklärte Anarchokapitalist 
Javier Milei als Präsident seit einem 
Jahr die Staatsausgaben um ein Drit-
tel gekürzt und dafür eine Explosion 
der Armut in Kauf genommen. Bür-
gerliche Ökonom:innen feiern ihn 
inzwischen dafür. Dem „Economist“ 
erklärte Milei im November, dass er 
den Staat „als eine gewalttätige kri-
minelle Organisation“ betrachte.

Die vermeintliche Anti-Staats-Ideo-
logie von Milei, Musk und Thiel zielt 
darauf, jegliche Vorschriften für ka-
pitalistische Unternehmen etwa beim 
Umwelt- und Arbeitsschutz sowie 
jeden sozialen Ausgleich gegenüber 
der Arbeiter:innenklasse zu beseiti-
gen. Der Staat ist in den großen kapi-
talistischen Ländern häufig der wich-
tigste Arbeitgeber. In Deutschland 
sind ca. 11 % aller Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst tätig und in den 
USA 15 %. Wie John Smith in seinem 
Buch „Imperialism in the twenty-first 
century“ darstellt, fließt heute auch 
ein Löwenanteil des Verkaufspreises 
von international produzierten Wa-
ren wie T-Shirts und iPhones in die 
imperialistischen Staatshaushalte, 
und geht dort unter anderem in So-
zialausgaben. Diese machen in den 
USA etwa 22,7 % und in Deutschland 
26,7 % des BIP aus. 

Recht des Starken

All das wollen Milei, Musk und Thiel 
ändern und den verbliebenen Rumpf-
staat gemäß der eigenen Ideologie 
neu aufbauen und personell neu be-
setzen. Nach ihrer Vision soll nur 
noch der Einzelne für sich sorgen und 
dabei das Recht des Stärkeren gelten. 
Sie ist die radikale, antiproletarische 
Antwort der Finanzoligarchie auf die 
Krisen der kapitalistischen Welt. Es 

ist daher nur konsequent, dass das 
Problem von Leuten wie Milei und 
Thiel mit dem Staat genau da aufhört, 
wo dieser seine Repressionsorgane 
gegen politischen Widerstand ein-
setzt. Sie lehnen nicht wirklich den 
Staat ab, sondern nur alle sozialen 
und demokratischen Rechte.

Nicht nur Beschäftigte im Öffentli-
chen Dienst sollten deshalb aufhor-
chen, wenn Christian Lindner davon 
spricht, Deutschland müsse „mehr 
Milei und Musk wagen“ und die AfD-
nahe Hayek-Gesellschaft den Ketten-
sägenmann mit einer Medaille ehrt. 
Denn neben der Vision des Staats-
rückbaus sind im Weißen Haus in 
Washington und der Casa Rosada in 
Buenos Aires jetzt genau die Positio-
nen eingezogen, die sich seit Jahren 
in reaktionären Online-Communi-
ties vermehren, und deren inhaltli-
che Klammer radikaler Frauenhass, 
Rassismus und die Verherrlichung 
von Stärke ist. Die „Kekistanis“ und 
andere Fanatiker:innen werden von 
den neuen Regierungschefs direkt für 
die Durchsetzung ihrer Politik einge-
spannt: Der Abtreibungsfeind Milei 
etwa hat einen Feldzug gegen Frau-
enrechte gestartet, der von Online-
Hasskampagnen gegen bekannte Ak-
tivistinnen begleitet war. Trump will 
die „Proud Boys“ und andere Teilneh-
mer des 6. Januar noch am Tag seiner 
Amtseinführung begnadigen.

Ohne Widerstand wird diese Be-
wegung aktiv und konsequent eine 
massive Verschlechterung der Le-
bensbedingungen der Arbeiter:innen 
herbeiführen — nicht nur in den USA 
und Argentinien. 

Am 20. Januar kehrt Donald Trump ins Weiße Haus zurück. 
Unter ihm übernehmen dystopische Finanzoligarchen 
und rechte Hardliner Regierungsaufgaben. Sie wollen 
das Recht des Stärkeren durchsetzen und den öffentli-
chen Dienst radikal verkleinern. Die Bewegung hierfür ist 
international. - Von Thomas Stark.
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„Alles, was im Weltall existiert, ist 
die Frucht von Zufall und Notwen-
digkeit.“ Dieser Satz wird dem grie-
chischen Philosophen Demokrit 
zugeschrieben. Mit Notwendigkeit 
meinte er dabei weder gött liche Be-
stimmungen noch ein unveränderli-
ches Schicksal, sondern den Zusam-
menhang von materiellen Ursachen 
und Folgen. 

Umso komplexer die Erscheinungen 
und Ereignisse auf der Welt sind, 
umso schwieriger ist es für uns, zwi-
schen Zufall und Notwendigkeit zu 
unterscheiden. Häufi g steckt auch 
beides in derselben Sache: Dass der 
Konfl ikt um die Ukraine gerade im 
Februar 2022 eine neue Qu alität er-
reicht hat, mag auf lange Sicht zufäl-
lig gewesen sein. Eine Eskalation an 
der Grenze zwischen US-amerikani-
schem Einfl ussgebiet und Russland 
wurde aber aufgrund der sich ent-
wickelnden Widersprüche zwischen 
den Mächten zu einer Notwendigkeit. 

Ein Krieg nach 
dem anderen

Der imperialistische Krieg um die 
Ukraine wurde zu einem Ausgangs-
punkt für zahlreiche weitere Verän-
derungen auf der Welt. Er traf dabei 
zudem einen Zeitpunkt, in dem sich 
viele Ländern noch nicht von der 
letzten großen kapitalistischen Krise 
erholen konnten. 

Die USA wurden in ihrem größeren 
Rückzug aus Europa, und ihrer da-
mit einhergehenden Schwerpunkt-
verlegung auf den Konkurrenzkampf 
gegen China, ausgebremst. China 
selbst konnte seine Position durch die 
Schwächung Russlands in Asien, aber 
auch in Afrika stärken. In Deutsch-
land rief Bundeskanzler Olaf Scholz 
die „Zeitenwende“ aus, die der Start 
einer andauernden Aufrüstungs- und 
Militarisierungsoff ensive war. Durch 
Sanktionen gegen Russland und die 
Sprengung der Erdgas-Pipelines 
Nord Stream 1 und 2 schossen zudem 
die Energiepreise in die Höhe, da das 
billige russische Gas ausblieb. 

Die größere Distanzierung von EU-
Ländern gegenüber Russland hatt e 
auch Folgen für Staaten, auf die so-
wohl die EU und die NATO (und die 

Kriege auf der ganzen Welt – Kein Ende in Sicht?
In der jüngeren Vergangenheit eskalierten selten so viele Konfl ikte parallel auf der Welt wie in den letzten Jahren. 
Über die Zusammenhänge und wie die Arbeiter:innenklasse den Weg raus aus dem Kreislauf von Krisen und Krie-
gen fi ndet, schreibt Ivan Barker.

USA) als auch Russland Einfl uss aus-
üben. So spitzt sich die Auseinander-
setzung zwischen pro-europäischen 
und pro-russischen Kräft en unter an-
derem in Georgien und Moldau zu. 

Neben innenpolitischen Auswirkun-
gen in verschiedenen Ländern, trug 
der Ukraine-Krieg auch zur Eskalati-
on anderer internationaler Konfl ikte 
bei. So eroberte 2023 Aserbaidschan 
innerhalb weniger Tage die Region 
Bergkarabach, in der bis dahin mehr-
heitlich Armenier:innen lebten, die 
Aserbaidschan aber schon lange für 
sich beansprucht. Armenien wurde 
zuvor von Russland unterstützt, aber 
aufgrund der geschwächten Stellung 
Russlands schnell fallen gelassen. Un-
terstützt unter anderem von der Tür-
kei, den USA und Deutschland, hatt e 
Aserbaidschan freie Bahn. Potential 
für eine weitere Eskalation besteht 
weiterhin, da Aserbaidschan auch 
armenisches Staatsgebiet für sich be-
ansprucht. 

Russland als Machtstütze fehlte eben-
falls dem langjährigen Machthaber 
Baschar al-Assad, als sein Regime im 
Dezember 2024 durch die militärische 
Off ensive der fundamentalistischen 
Miliz Hai`at Tahrir asch-Sham (HTS) 
und der mit der Türkei verbünde-
ten Syrischen Nationalarmee (SNA) 
gestürzt wurde. Seit vielen Jahren 
unterhält Russland mehrere Militär-
stützpunkte in Syrien und unterstütz-
te Assad unter anderem mit Waff en-
lieferungen, um russische Interessen 
in der Region durchzusetzen. An der 
Macht halten konnten sie ihn aber 
nicht. 

In keiner direkten Folge, aber trotz-
dem als zentraler Bestandteil der in-
ternationalen Politik, steht außerdem 
der Krieg und die Angriff e Israels ge-
gen Gaza, den Libanon und den Iran. 
Nach dem Angriff  auf Israel unter 
Führung der Hamas am 7. Oktober 
2023 entbrannte ein weiterer Krieg 
mit ähnlich weitreichenden Auswir-
kungen und Konsequenzen auf die 
Weltlage wie der Krieg um die Ukrai-
ne. 

Die Wurzel: Kapitalismus

Vorherzusagen waren viele dieser 
Abläufe so nicht. Aber auch wenn 

wir nicht immer vollständig prophe-
zeien können, welcher Krieg welchen 
anderen Konfl ikt beschleunigen wird, 
bringt die Gesellschaft , in der wir le-
ben, gesetzmäßig dieses Leiden her-
vor. 

Überall auf der Welt ist heute der 
Kapitalismus die vorherrschende 
Produktionsweise. Noch dazu be-
fi nden wir uns in einer wei-
ter entwickelten Phase des 
Kapitalismus, dem Im-
perialismus, in dem 
riesige Monopole 
bestehen, die sich 
die Staaten un-
terordnen und 
ihren Konkur-
renzkampf um 
maximale Profi -
te auf der gan-
zen Welt führen. 
Der Markt, für 
den produziert 
wird, ist heute 
ein Weltmarkt. 
Aber es ist nicht 
nur Welthandel, 
sondern auch 
We l t p ro d u k -
tion: Produkti-
onskett en sind 
g l o b a l i s i e r t , 
sodass ein Pro-
dukt heute in 
den seltensten 
Fällen nur in 
einem Land 
hergestellt wird, 
sondern zahlreiche Fer-
tigungsschritt e an verschiede-
nen Orten  durchläuft . Auch die Roh-
stoff e, die Energie für die Maschinen, 
usw. können aus unterschiedlichen 
Teilen der Welt kommen. 

Diese Ausgangslage verschärft  auch 
den internationalen Konkurrenz-
kampf unter den Monopolen. Dabei 
kann dieser Kampf mit allen mögli-
chen Mitt eln geführt werden: Fried-
lich, durch Diplomatie, Wirtschaft s-
verträge, usw. Und wenn es für die 
Durchsetzung der Interessen not-
wendig wird, auch militärisch. 

Ebenfalls Bestandteil dieser Aus-
einandersetzungen sind zahlreiche 
wirtschaft liche, militärische und po-
litische Bündnisse. Sie sorgen dafür, 

dass eine Kri-
se oder ein 
Krieg in 
e i n e r 
R e -

g i -
on zahlrei-
che Kett enreaktionen 
auslösen kann. Der Artikel 5 der 
NATO, der den Bündnisfall ausruft , 
sollte eines der NATO-Mitglieder an-
gegriff en werden, ist dabei ein Bei-
spiel für eine mögliche, sehr direkte 
Folge. Die Abläufe sind aber nicht 
immer automatisch und Zusammen-
hänge können auch weniger direkt 
sein. Widersprüchliche Interessen 
und Veränderungen in den Macht-
verhältnissen zwischen Monopolen 
und Staaten können außerdem jeder-
zeit zu Reaktionen führen, mit denen 
wir nicht gerechnet haben. 

Krieg
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Kriege auf der ganzen Welt – Kein Ende in Sicht?
Krieg

Trotzdem können wir uns auf Grund-
lage der wirtschaft lichen und politi-
schen Zusammenhänge einen Über-
blick verschaff en. Es ist nicht den 
Expert:innen in bürgerlichen Denk-
fabriken vorbehalten, die Vorgänge 
von Kriegen und Krisen zu verstehen. 
Für uns als Arbeiter:innen ist es umso 
wichtiger, uns damit zu beschäft igen. 
Denn nur wenn wir verstehen, was 

der Ursprung von Kriegen und 
Krisen ist und wie sie mit-

einander zusammen-
hängen, können wir 

auch eingreifen. 
Dann wer-

den wir 
von den 

Leidtragenden zu denjenigen, die die-
sem System ein Ende machen. 

Wer trägt die Last?

Krisen und Kriege verschlechtern 
die Lage vor allem für die, die sowie-
so schon zu den Unterdrückten und 
Ausgebeuteten dieser Gesellschaft  
gehören. Im Krieg um die Ukraine 
sind es die ukrainischen Arbeiter:in-
nen, die vor allem für die Sicherung 
der Vorherrschaft  der USA und der 

europäischen Mächte sterben. Auf 
der anderen Seite werden die russi-
schen Arbeiter:innen für ihre Herr-
schenden im Kampf gegen den Ab-
stieg Russlands zur Regionalmacht in 
den Tod geschickt. 

In Regionen wie dem Gazastreifen 
oder dem Libanon leiden ebenfalls 
diejenigen, die schon vorher unter 
den schwierigsten Bedingungen le-
ben mussten. Dass es dem Staat Israel 
um einen Völkermord an den Paläs-
tinenser:innen und die Vernichtung 
seiner Gegner mit fast allen Mitt eln 
geht, beweist er tagtäglich. Dazu 
schreckt er auch nicht vor brutalem 
Vorgehen gegen die eigene Bevölke-
rung zurück, wenn israelische Arbei-
ter:innen es wagen, gegen den Krieg 
zu demonstrieren. 

Ebenso treff en in Deutschland 
die Auswirkungen dieser 

Kriege die Arbeiter:in-
nenklasse, auch wenn 

hier noch keine Bom-
ben fallen und keine 
feindlichen Panzer 
über die Grenze 
rollen. Dabei sol-
len wir davon 
begeistert sein, 
wenn mit deut-
schen Waff en 
der Krieg in 
der Ukrai-
ne oder in 
Gaza ge-

f ü h r t 
w i r d . 
Davon 
profi-
tieren 
v o r 

a l -
lem die 

E i g e n t ü -
m e r : i n n e n 

von Unterneh-
men wie Rheinme-

tall: Laut dem Konzern-
chef Armin Papperger erleben sie ein 
Wachstum, wie sie es noch nie hatt en. 
Der Umsatz 2024 wird vermutlich bei 
rund zehn Milliarden Euro liegen, in 
einigen Jahren sei mit 20 Milliarden 
zu rechnen. Während sich Kapita-
list:innen mit Waff en eine goldene 
Nase verdienen, steigen für die Ar-
beiter:innen die Preise und die Miete. 
Gleichzeitig sinken oder stagnieren 
die Löhne. Und auch Unternehmen, 
die aufgrund gestiegener Energie-

preise und verkleinerter Absatzmärk-
te in der Krise stecken, wie VW oder 
Bosch, haben vor allem das Problem, 
ihren Eigentümer:innen schmalere 
Profi te einzubringen. Auch hierfür ist 
die kapitalistische Produktionsweise 
ursächlich, die nicht daran orientiert 
ist, existierende Bedürfnisse zu erfül-
len und zum Beispiel nur so viele Au-
tos produziert, wie auch tatsächlich 
gebraucht werden. Statt dessen pro-
duzieren alle so viel, dass möglichst 
viel Geld in die Hände einiger we-
niger befördert werden kann. Wenn 
das nicht mehr funktioniert, müssen 
aber nicht die Kapitalist:innen dafür 
bezahlen, sondern die Arbeiter:innen.

Die größte Gefahr für die Arbeiter:in-
nenklasse in Deutschland ist keine 
bevorstehende russische Invasion, 
oder Gefl üchtete aus dem Libanon 
oder Syrien. Es sind die Kapitalist:in-
nen, allen voran die im eigenen Land, 
die auf unsere Kosten leben. 

Unseren Klassenstand-
punkt einnehmen

Es ist also entscheidend, von welchem 
Standpunkt wir uns die Ereignisse 
auf der Welt ansehen. Bleiben wir in 
der Perspektive der Kapitalist:innen 
stecken, könnte man denken, dass es 
deutschen Unternehmen gut gehen 
muss, damit es den Arbeiter:innen 
gut geht. Geht man noch einen Schritt  
weiter, könnten wir auch davon aus-
gehen, dass es den Arbeiter:innen 
desto besser geht, in je mehr Kriegen 
Deutschland auf der Gewinnerseite 
steht. Dass jedes Versprechen eines 
Krieges der Herrschenden gegen ihre 
Konkurrenz das genaue Gegenteil be-
schert hat, hat vor allem die deutsche 
Geschichte oft  genug bewiesen. 

Die Frage, welcher Klasse etwas 
nützt, wird heute aber in den meisten 
Fällen verwischt. Es ist klar, dass die 
wenigen Kapitalist:innen die große 
Zahl der Arbeiter:innen nicht für sich 
gewinnen können, wenn sie ehrlich 
auft reten. Dafür haben sie ihre Poli-
tiker:innen, ihre Denkfabriken, Zeit-
schrift en usw., die uns vermitt eln sol-
len, dass es nur „uns Deutsche“ oder 
wahlweise „uns Europäer:innen“ 
gäbe, die alle ein großes gemeinsa-
mes Interesse hätt en. Als Arbeiter:in-
nenklasse haben wir statt dessen ein 
gemeinsames Interesse mit allen Ar-
beiter:innen, egal in welchem Land 
der Welt.

Wie die Arbeiter:innenklas-
se den Ausweg fi ndet

Um wirklich aus dem Kreislauf von 
Krisen, sich zuspitzenden Konfl ikten 
und Kriegen herauszukommen, ist 
es notwendig, mit dem Märchen der 
gemeinsamen Interessen von Unter-
nehmen und Arbeiter:innen aufzu-
räumen. Dazu kommt, dass auch der 
Staat keine neutrale Stelle ist, die nur 
Vermitt ler spielt. Er ist ein Werkzeug, 
zum Beispiel wenn er Sondervermö-
gen für die Bundeswehr beschließt. 
Das Geld, dass der Staat über Steuern 
vor allem von Arbeiter:innen ein-
sammelt, wird für einen Einkauf bei 
Rüstungsunternehmen in die Hand 
genommen, welcher wiederum für 
die Bundeswehreinsätze im Sinne des 
deutschen Kapitals ist. 

Die Lösung ist, als Arbeiter:innen al-
ler Länder unsere Interessen zu ken-
nen, sie zu verteidigen und darüber 
hinaus für ihre vollständige Durch-
setzung zu kämpfen. Die gesellschaft -
liche Alternative zum Kapitalismus 
ist der Sozialismus, ein System, dass 
auf der Macht der Arbeiter:innen 
und damit der Produzent:innen unse-
res gemeinsamen Reichtums beruht. 
Eine sozialistische Gesellschaft  kann 
die Notwendigkeit von Krisen und 
Kriegen beseitigen, denn sie ist nach 
den Bedürfnissen ihrer Bevölkerung 
ausgerichtet, und nicht nach den Pro-
fi ten einiger weniger. Sie hat keinen 
Nutzen aus der Hetze gegen andere 
Nationen oder der Ausbeutung ande-
rer Länder, sondern ist auf das solida-
rische Zusammenwirken aller Arbei-
ter:innen angewiesen. 

Diese Gesellschaft  wird uns aber 
nicht geschenkt, und auch nach ei-
nem möglichen nächsten Weltkrieg 
werden die Kapitalist:innen nicht 
Einsicht zeigen, dass sie diejenigen 
sind, die die Menschen immer wieder 
in dieses Elend bringen. Für den So-
zialismus braucht es eine Revolution, 
und dafür braucht es die organisierte 
Kraft  der Arbeiter:innen – gemein-
sam in einem Land, sowie über Län-
dergrenzen hinweg in internationaler 
Solidarität. 

Das Erreichen dieser vielleicht noch 
weiter entfernten Zukunft  ist eben-
falls eine Notwendigkeit, aber kein 
Automatismus. Dafür müssen wir als 
Arbeiter:innen unseren Beitrag leis-
ten. Und am besten warten wir damit 
nicht auf den nächsten Krieg vor un-
serer Tür, sondern fangen heute an.
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fabriken vorbehalten, die Vorgänge 
von Kriegen und Krisen zu verstehen. 
Für uns als Arbeiter:innen ist es umso 
wichtiger, uns damit zu beschäft igen. 
Denn nur wenn wir verstehen, was 

der Ursprung von Kriegen und 
Krisen ist und wie sie mit-

einander zusammen-
hängen, können wir 

auch eingreifen. 
Dann wer-

den wir 
von den 

Leidtragenden zu denjenigen, die die-
sem System ein Ende machen. 

stieg Russlands zur Regionalmacht in 
den Tod geschickt. 

In Regionen wie dem Gazastreifen 
oder dem Libanon leiden ebenfalls 
diejenigen, die schon vorher unter 
den schwierigsten Bedingungen le-
ben mussten. Dass es dem Staat Israel 
um einen Völkermord an den Paläs-
tinenser:innen und die Vernichtung 
seiner Gegner mit fast allen Mitt eln 
geht, beweist er tagtäglich. Dazu 
schreckt er auch nicht vor brutalem 
Vorgehen gegen die eigene Bevölke-
rung zurück, wenn israelische Arbei-
ter:innen es wagen, gegen den Krieg 
zu demonstrieren. 

Ebenso treff en in Deutschland 
die Auswirkungen dieser 

Kriege die Arbeiter:in-
nenklasse, auch wenn 

hier noch keine Bom-
ben fallen und keine 
feindlichen Panzer 
über die Grenze 
rollen. Dabei sol-
len wir davon 
begeistert sein, 
wenn mit deut-
schen Waff en 
der Krieg in 
der Ukrai-
ne oder in 
Gaza ge-

f ü h r t 
w i r d . 
Davon 
profi-
tieren 
v o r 

a l -
lem die 

E i g e n t ü -
m e r : i n n e n 

von Unterneh-
men wie Rheinme-

tall: Laut dem Konzern-
chef Armin Papperger erleben sie ein 
Wachstum, wie sie es noch nie hatt en. 
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Wenn die meisten von uns an 
den öffentlichen Dienst den-

ken, dann denken sie vielleicht an 
die mühseligen und nervigen Büro-
kratieapparate dieses Staates. Es ist  
nicht von der Hand zu weisen, dass 
die Gewerkschaften in der aktuellen 
Tarifrunde auch für die in der Ver-
waltung tätigen Beamt:innen in den 
Landkreisen und Kommunen verhan-
deln. Doch auch für Erzieher:innen in 
den Kindertagesstätten, Horten oder 
Krippen, sowie Müllwerker:innen 
oder Pflegekräfte wird hier verhan-
delt. Darüber hinaus lehnen etliche 
soziale Träger ihre Gehälter an den 
ausgehandelten Tariftabellen an und 
übertragen diese auf ihre Arbeiter:in-
nen.

Am Verhandlungstisch sitzen die 
Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) für rund fünf Millionen 
Arbeiter:innen und mit zwei Millio-
nen Mitgliedern. Außerdem vertreten 
sind noch die Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) und die Gewerkschaft für 
Erziehung und Wissenschaft (GEW). 
Die Kapitalseite wird in dem Fall von 
der Bundesministerin des Inneren 
und für Heimat, Nancy Faeser (SPD), 
vertreten. Sie erhält Unterstützung 
von Karin Welke. Sie ist die Präsiden-
tin und Verhandlungsführerin der 
Vereinigung der kommunalen Ar-
beitgeberverbände (VKA). Welke be-
hauptete schon im Oktober, dass die 
Gewerkschaften mit ihren überzo-
genen Forderungen die Handlungs-
fähigkeit der Kommunen gefährden 
würden. Ein Witz, wenn wir schon 
jetzt wissen, dass die Gewerkschaften 

so oder so nicht gewillt sind, konse-
quent für die Durchsetzung dieser 
Forderungen zu kämpfen. 

Der Ablauf

Der Beginn der ersten Verhandlung 
wird am 24. Januar sein. Die zweite 
Verhandlungsrunde findet dann rund 
eine Woche vor den Bundestagswah-
len, am 17.-18. Februar, statt. Die drit-
te Verhandlungsrunde ist dann noch-
mal einen Monat danach angesetzt 
und soll zwischen dem 14. und 16. 
März abgehalten werden. Falls bis zu 
diesem Zeitpunkt kein Ergebnis er-
zielt werden konnte, soll ein Schieds-
spruch eine Entscheidung herbeiru-
fen.

Darauf folgte nun die zweite Delika-
tesse: ver.di will mit 8,5% oder min-
destens 350€ Bruttoentgelterhöhung 
in die erste Verhandlungsrunde ge-
hen. Um möglichst viel Druck aufzu-
bauen, bringt ver.di seine Mitglieder 
in Stellung. So sollen Streikbünd-
nisse, wie „Berlin steht zusammen“, 
entstehen. Die Basis erhält zusätzlich 
den Auftrag, dass die 2,6 Millionen 
Beschäftigen möglichst streikbereit 
auftreten sollen. Hierzu wurde die 
Unterschriftensammlung „Stärketest“ 
eingeführt. 

Beim Stärketest werden zusätzlich 
Organizer:innen der Gewerkschaft 
dazu angehalten, auf Spielplätzen und 
vor den Toren der Erziehungseinrich-
tungen Unterschriften von den Eltern 
zu sammeln. Eben hier sollen auch 
gleichzeitig die Erzieher:innen dazu 

gebracht werden, reihenweise in die 
Gewerkschaften einzutreten. 

Sozialpartnerschaftliche 
Verhandlungen

Doch nicht nur bei den Erziehungs-
einrichtungen sollen Unterschriften 
für die aufgestellten Forderungen 
gewonnen werden. Die Basis der 
Gewerkschaften soll schon jetzt auf 
Parteien zugehen und diese von ih-
ren Forderungen überzeugen, sodass 
diese im Wahlkampf mit aufgegriffen 
werden. 

Es ist und bleibt also die hohe Kunst 
der Sozialpartnerschaft, die in Zeiten 
von Massenentlassungen die Ver-
handlungen dominieren wird. Über 
die Kolleg:innen, die auf den Straßen 
Deutschlands streiken werden, wird 
von Staat und Gewerkschaften in der 
„Plüschetage“ verhandelt. Eben hier 
ist auch der Knackpunkt: Die derzei-
tige Regierung steht unter der Füh-
rung der SPD und wird höchstwahr-
scheinlich die kommende Regierung 
an die CDU abgeben müssen. Grund 
genug für die SPD, also nochmal die 
Weichen so zu stellen, dass sie bes-
tenfalls in der zweiten Verhandlung 
eine Einigung erzielen. Am Ende wird 
dann ein Tarifvertrag mit einer abge-
speckten Tariferhöhung erzielt sein. 
Ein Großteil der Beschäftigten wird 
zufrieden gestellt sein und die SPD 
kann gestärkt in die Wahlen ziehen. 
Ver.di dürfte damit kein Problem ha-
ben. Sind sie doch als Teil des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (DGB) 
historisch als Richtungsgewerkschaft 

der SPD entstanden und handeln 
auch heute noch stets sozialpartner-
schaftlich. Nicht umsonst ist der am-
tierende ver.di-Vorstandsvorsitzende, 
Frank Werneke, seit 1982 Mitglied bei 
der SPD.

Nicht anders verhält es sich auch beim 
DGB: Hier ist die Vorsitzende Yasmin 
Fahimi auch SPD-Mitglied. Die So-
zialpartnerschaft bestimmt auch  die 
Gewerkschaftspolitik zwischen den 
Tarifverhandlungen. Zuletzt konn-
ten wir das beim DGB sehen, welcher 
Kriege und Waffenlieferungen billig-
te, solange diese „Investitionen & So-
ziales nicht gefährden“.

Was tun?

Auf der einen Seite werden wir streik-
willige Kolleg:innen sehen. Wir sehen 
auf der anderen Seite Verhandlungen, 
die schnell eine Einigkeit erzielen 
sollen. Genau hier muss die Aufgabe 
darin liegen, die Gewerkschaftsak-
tionen auf den Straßen nicht nur zu 
reinen Tarifverhandlungsprotesten 
werden zu lassen. Zu groß ist die Wut 
in unserer Klasse über die Politik der 
Regierung. Zusätzlich sehen wir eine 
große Verunsicherung und Angst vor 
Entlassungen bei den Kolleg:innen in 
anderen Branchen der Großindustrie 
bis hin zum Kleingewerbe. Es wäre 
also falsch, die Beschäftigten nur für 
eine bestimmte Branche auf die Stra-
ße zu rufen und ein fatales Zeichen, 
wenn die Proteste vor den Bundes-
tagswahlen nur für die Tarifverhand-
lungen genutzt würden.

Die derzeitigen Kriege und Krisen ha-
ben nun eine besondere Auswirkung 
auf Deutschland. Die Angriffe der jet-
zigen und kommenden Politiker:in-
nen auf die Arbeitsbedingungen und 
Löhne werden nicht abebben. Dar-
um müssen wir eben all diese Felder 
zusammendenken und zusammen-
schließen. Die Streiks müssen bran-
chenübergreifend politisiert werden. 
Genau diese Chance muss genutzt 
werden, um eine klassenkämpferi-
sche Arbeiter:innenbewegung aufzu-
bauen, die sich nicht mehr von den 
Kapitalist:innen und Politiker:innen 
herumschubsen lässt und die Krise 
des Kapitalismus auf ihren Rücken 
austrägt.

Am 31. Dezember 2024 endet der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst und muss neu verhandelt werden. Was die 
Verhandlungen in Zeiten von Kürzungspolitik, Wahlkampf und Militarisierung für fünf Millionen Arbeiter:innen be-
deuten, analysiert Stefan Pausitz.

Die Tarifverhandlungen im  
öffentlichen Dienst politisieren!
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Die Autoindustrie ist internatio-
nal in einer schweren Krise. Die-

se schlägt auch in Deutschland zu: 
Nachdem dieses Jahr schon Volks-
wagen und Zulieferer wie Bosch und 
ZF massive Stellenstreichungen an-
gekündigt hatten, zog im November 
auch Ford nach. Der amerikanische 
Autobauer will massiv Jobs streichen, 
und zwar auf europäischer Ebene, in 
Deutschland und speziell in Köln, wo 
die Europazentrale des Konzerns an-
gesiedelt ist. 

Den Hintergrund der Krise bei Ford 
bilden nicht einfach nur individu-
elle Managementfehler: Vielmehr 
hatten zahlreiche Entscheider:in-
nen in der Branche im gegenseitigen 
Konkurrenzkampf vor allem auf die 
Produktion von teureren und grö-
ßeren Modellen gesetzt – weil dies 
höhere Profite auf ihre Investments 
versprach. Ford etwa stellte die Pro-
duktion des bekannten Kleinwagens 
Fiesta in Köln zugunsten von zwei E-
Autos ein. Diese verkaufen sich aber 
schlecht, insbesondere in der Wirt-
schaftskrise und seit der Staat zwi-
schenzeitlich kein Steuergeld mehr 
für Kaufprämien bereit stellte.

In der Gesamtbewegung entstand in 
der Autobranche eine Überproduk-
tionskrise, wie sie für den Kapita-
lismus typisch ist und gesetzmäßig 
auftritt. Und nachdem im Ergebnis 
der Jagd nach hohen Profitraten jah-
relang gute Dividenden sowie kräfti-
ge Manager- und Vorstandsgehälter 
ausgeschüttet wurden, verkündet das 
Management, es könne so nicht wei-
tergehen. Und jetzt sollen es wieder 
die Beschäftigten sein, die den Preis 
für die Krise bezahlen.

Ford will 4.000 Stellen 
in Europa streichen

Die Empörung bei der Ford-Betriebs-
versammlung in Köln am 27. Novem-
ber war groß: Der Konzern will 4.000 
Stellen in Europa abbauen, 2.900 da-
von in Deutschland, und die meisten 
in Köln. Dabei hatte Ford erst An-
fang 2023 beschlossen, das Werk „zu-
kunftstauglich“ zu machen und bis 
mindestens 2032 aufrechtzuerhalten. 
Im Zuge einer Betriebsrahmenver-
einbarung hatte das Unternehmen 

auch zugesichert, betriebsbedingte 
Kündigungen in diesem Zeitraum 
auszuschließen. Strategisch handelte 
es sich für Ford um die zweite Ent-
wicklungsstufe nach dem „Reset Re-
design“ Konzept aus dem Jahr 2018. 
Diese sollte den Konzern angeblich fit 
für die kommenden Umbrüche in der 
Branche machen, die gerade massiv 
von Verbrennungsmotoren auf Elek-
troautos umsteigt. 

Schon 2018 lautete der faule Kompro-
miss: Stellenabbau jetzt, um die lang-
fristige Perspektive zu erhalten. Ford 
versprach also Sicherheit gegen Stel-
len. Betriebsrat und IG Metall stiegen 
darauf ein. Jetzt hat sich die Lage ge-
ändert und der Konzern kassiert sein 
Versprechen. Damit stellt sich auch 
die Frage, was als nächstes kommt. 
Sind die 2.900 Stellen nur ein Vorbo-
te für eine komplette Schließung des 
Werks in den kommenden 5-10 Jah-
ren?

Dasselbe Schicksal  
wie in Genk?

Dafür spricht ein Blick in die Vergan-
genheit und ins Nachbarland: 2012 
nämlich verkündete Ford die Schlie-
ßung des Werks im belgischen Genk, 
das eigentlich eine Bestandsgaran-
tie bis 2030 hatte.  Eine Protestwel-
le mit Streiks brach aus, auch nach 
Deutschland kamen die Streikenden 
aus Belgien damals zu Besuch, doch 
ohne Erfolg.

Das Werk in Genk ist nun Geschichte. 
Die Befürchtung, dass diese Zukunft 
auch die Europazentrale in Köln erei-
len könnte, und das schneller als ver-
traglich abgemacht, scheint sehr real, 
wenn man sich die jüngsten Ankün-
digungen ansieht: Denn es werden 
so ziemlich alle Werksbestandteile in 
Köln entweder großteilig abgebaut, 
outgesourced oder verkauft. Auch die 
Anzahl der neuen Auszubildenden 
wird von 156 auf 40 reduziert. Einzig 
die Fertigung ist noch nicht betroffen 
von den Kürzungen. 

Um ihre Pläne ohne Gegenwehr 
durchzuziehen und erst einmal wei-
ter produzieren zu lassen, greift das 
Management vor allem zu einer krea-
tiven Strategie des Einlullens: Einen 

Tag nachdem die Schreckensmeldung 
verkündet wurde, erhielten die Kol-
leg:innen erstmals in der 80-jährigen 
Werksgeschichte zu früh ihre Löhne – 
und diese inklusive Weihnachtsgeld. 
Schon vor der Betriebsversammlung 
hatte Ford seine Arbeiter:innen in 
Kurzarbeit geschickt. Nur jede zwei-
te Woche wird abwechselnd gearbei-
tet, und dies bei Bezügen zwischen 
80 und 87 Prozent. Offenbar will der 
Konzern nicht alle Kolleg:innen zu-
gleich auf dem Werksgelände haben 
und sie in Bequemlichkeit wiegen.

Wie genau die Kürzungen ablaufen 
sollen, ist währenddessen noch un-
klar, die aktuellen Abfindungspro-
gramme laufen Ende Februar aus. Bis 
dahin wollen Betriebsrat und Werks-
leitung einen „Kompromiss” aushan-
deln.

Betriebsrat und IG Metall 
kooperieren mit Ford

Bislang sind Betriebsrat und IG Me-
tall dem Unternehmen bei seinem 
Kurs sehr behilflich. Obwohl die Be-
triebsratsmitglieder sich zunächst 
laut über die Pläne empörten, verlor 
sich ihr Kampfgeist danach in langen 
Ausführungen, die dann schließlich 
in Beschwichtigungen umschlugen. 
Streiks werden als Thema systema-
tisch unterbunden. Einzelne Protest-
aktionen fanden zwar statt, wie etwa, 
als 200 Kolleg:innen vor die Halle A 
zogen, in der gerade die Sitzung des 
Wirtschaftsausschusses stattfand. 
Anstatt das Momentum weiter zu 
nutzen, wurden die Kolleg:innen an-

schließend aber wieder zurück zur 
Arbeit geschickt. Eine von der Ge-
werkschaft selbst angesetzte Protest-
aktion kurze Zeit später wurde dann 
doch noch in eine „Informationsver-
anstaltung” umgewandelt, sodass an 
diesem Tag ebenfalls zig Autos vom 
Stapel gehen konnten.

Wohin diese selbst auferlegte Defen-
sive führt, kann man aktuell bei VW 
sehen, wo die Gewerkschaft nach 
viel kämpferischer Rhetorik dem „so-
zialverträglichen“ Abbau von 35.000 
Stellen zugestimmt hat. Auch bei 
Ford Köln scheint die Strategie der IG 
Metall sich darauf zu beschränken, 
gute Bedingungen für den Stellenab-
bau herauszuholen und sich ansons-
ten mit der Situation zu arrangieren. 

Dabei muss jedem Beschäftigten klar 
sein, dass weder Lohnverzicht noch 
sozialverträgliche Stellenreduktion 
langfristig die Arbeitsplätze und das 
Werk in Köln erhalten werden. Vor 
allem wird Ford nicht von weite-
ren Abbau- und Schließungsplänen 
absehen, nur weil die Kolleg:innen 
jetzt hart arbeiten. Die Krise ist eine 
Krise der gesamten kapitalistischen 
Autoindustrie, und ohne Widerstand 
aus der Belegschaft wird Ford seine 
Unternehmensstrategie in der Krise 
auf Kosten der Beschäftigten durch-
ziehen. Wirklicher Widerstand kann 
aber nur bedeuten, selbständig gegen 
den Jobkahlschlag zu streiken.

Ford Köln: Wie antworten auf  
Autokrise und Jobkahlschlag?

Die Krise in der Autoindustrie hat neben Volkswagen und diversen Zulieferern auch Ford eingeholt. Im November 
verkündete das Unternehmen seinen Plan, bis Ende 2027 2.900 Stellen in Deutschland zu streichen, die meisten 
davon in Köln. Bei der Beschwichtigung der Kolleg:innen ist Ford kreativ und erhält Unterstützung von Betriebsrat 
und IG Metall. Ein Kommentar von Enrico Telle.

Arbeitskampf
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80 Jahre Winteroff ensive 
der Roten Armee 

Nachdem die Rote Armee die 
Truppen Hitlerdeutschlands in 

der Schlacht von Moskau im Win-
ter 1942 abgewehrt hatt e und bei der 
Verteidigung Stalingrads im Febru-
ar 1943 mit großen Verlusten siegte, 
wandte sich das Kriegsgeschehen: 
Die faschistischen Truppen wurden 
erfolgreich zurückgedrängt und die 
sowjetischen Truppen rückten in 
Richtung Berlin vor.

Knapp zwei Jahre nach der Schlacht 
um Stalingrad standen die Soldat:in-
nen der Roten Armee vor Warschau, 
als sie am 12. Januar mit der Weich-
sel-Oder-Operation die große Win-
teroff ensive starteten. Innerhalb von 
nur 3 Wochen stieß die Armee von 
Warschau bis zur heutigen Grenze 
zwischen Polen und der BRD vor und 
bereitete sich dann auf die kommen-
de Schlacht um Berlin vor, die das 
Ende des Hitlerfaschismus besiegelte.

Wer befreite uns 
vom Faschismus?

Die Vernichtung des sozialistischen 
Aufb aus und der Regierung der Ar-
beiter:innen in der Sowjetunion war 
ein erklärtes Hauptziel des Hitler-
Faschismus. Wenn heute von Ge-
schichtsschreiber:innen die West-
alliierten, also die USA, Frankreich 
und Großbritannien, als die Großen 
dargestellt werden, die uns vom Fa-
schismus befreit hätt en, versuchen 
sie zu vertuschen, dass es die sozia-
listische Sowjetunion gewesen ist, 
die im Zweiten Weltkrieg die Haupt-
last im Kampf gegen den Faschismus 

getragen hat und dafür auch in Blut 
gezahlt hat. Bis zum Ende des Krie-
ges verloren etwa 24 Millionen Men-
schen aus der Sowjetunion ihr Leben 
und machten damit etwa ein Dritt el 
der Verluste im gesamten Krieg aus.

Die Wende 1943 sowie die Winter-
off ensive 1945 sind auch maßgebend 
für die Befreiung der Konzentra-
tionslager durch sowjetische Trup-
pen gewesen. Das erste befreite KZ 
des Krieges war das KZ Majdanek 
in Polen am 23. Juli 1944. Während 
der Weichsel-Oder-Off ensive befrei-
te die Rote Armee auch das größte 
KZ Auschwitz am 27. Januar 1945, 
in dem Millionen Jüd:innen und etli-
che Kommunist:innen, Sinti:zze und 
Rom:nja, Widerstandskämpfer:innen 

und queere Menschen ermordet wur-
den. Daneben wurden auch die KZs 
Riga-Kaiserwald, Groß-Rosen, Sach-
senhausen, Ravensbrück und Stutt hof 
1944/45 durch die Rote Armee befreit.

Mit der Wende an der Ostfront inten-
sivierte sich auch die Aktivität west-
alliierter Mächte mit der Landung auf 
Sizilien im Juli 1943 und den Landun-
gen in der Normandie zum D-Day am 
6. Juni 1944, welche die Westfront 
eröff neten. Dennoch konzentrierten 
sich die Kämpfe und Verluste weiter-
hin im Osten.

Die Bedeutung des Wider-
stands früher und heute

Doch auch die Beiträge, die durch 

den Widerstand in den einzelnen 
Ländern, durch Widerstandsorga-
nisationen und Partisan:innen zum 
Sieg geleistet worden sind, dürfen 
nicht vergessen werden. 

Besonders heute, zu Zeiten, in denen 
weltweit faschistische Kräft e immer 
mehr Macht bekommen und Fa-
schist:innen  am hellichten Tag An-
tifaschist:innen angreifen, in denen 
die Gewalt gegen Frauen und queere 
Menschen zunimmt und patriarchale 
Rollenbilder verstärkt werden, ist es 
wichtig, sich an die Geschichte des 
antifaschistischen Kampfes zu erin-
nern und diesen gemeinsam als Ar-
beiter:innenklasse weiterzuführen 
und die Geschichte selber zu machen.

Die sowjetischen Partisan:innen, die 
in den durch die Faschist:innen be-
setzten Gebieten Sabotageaktionen 
durchführten, die italienischen Parti-
san:innen, die Kämpfer:innen, die den 
antifaschistischen Kampf in ihrem ei-
genen Land weiterführten, nachdem 
sie bereits unter den internationalen 
Brigaden in Spanien kämpft en und 
weitere Aktionen wie der General-
streik im Februar 1941 in Amsterdam, 
an dem nach Pogromen gegen Jüd:in-
nen über 300.000 Arbeiter:innen teil-
nahmen: Sie alle sind Beispiele dafür, 
dass der antifaschistische Kampf von 
breiten Massen weitergeführt wer-
den kann. 
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Vor 80 Jahren begann die große Winteroff ensive der Roten Armee gegen Nazideutschland. Auf ihrem Weg nach 
Westen befreiten die sowjetischen Soldat:innen zahlreiche Konzentrationslager und besiegten den Faschismus.  – 
Ein Kommentar von Marceline Horn.


